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Gemeindetag droht mit Aufkündigung des Digitalfunk-Kompromisses

München / dpa Es war ein langer Streit, den sich Staatsregierung und Kommunen einst über die Einführung des Digitalfunks für Polizei und Rettungsdienste lieferten. Endlich fand man einen Kompromiss. Nun klagt der Gemeindetag, Zusagen würden nicht eingehalten - und droht mit dem Ausstieg.

Der Gemeindetag droht der Staatsregierung damit, den einst nach langem Streit erzielten Digitalfunk-Kompromiss wieder aufzukündigen. Verbandspräsident Uwe Brandl verlangte am Dienstag, das Land müsse seine Finanzierungszusagen an die Kommunen für den Aufbau des digitalen Funknetzes für Polizei, Feuerwehr und Rettungsdienste einhalten.

„Wenn sich der Freistaat nicht mehr an seine eigenen Zusagen hält, steigen wir aus dem gemeinsamen Projekt aus. Wir wollen als Partner fair behandelt werden, nicht als Bittsteller.“ Innenminister Joachim Herrmann (CSU) bemühte sich um Ausgleich: Mögliche Probleme werde man ganz pragmatisch lösen. Innenstaatssekretär Gerhard Eck (CSU) betonte, die Kostenaufteilung sei nicht infrage gestellt: „Der Freistaat steht zu seinen Zusagen.“

Brandl kritisierte aber, dass der Freistaat seine Zusagen derzeit mehr und mehr aufweiche und immer weitere Kostenforderungen an die Kommunen stelle. „Wir bestehen auf der Einhaltung des im Herbst 2009 erzielten Kompromisses. Als Ausgleich für die Beteiligung der Kommunen an den Betriebskosten des Digitalfunks hat der Freistaat eine Förderung der Feuerwehr-Funkgeräte von 80 Prozent zugesagt. Das muss weiter gelten“, forderte Brandl. Bayerns Städte und Gemeinden seien zunehmend verärgert über das Verhalten der Staatsregierung.

„Der Staatsregierung war von Anfang an klar, dass das Projekt Digitalfunk für Polizei, Rettungsdienste und Feuerwehren eine kostenintensive Angelegenheit ist. Die Kostenaufteilung darf nicht ständig infrage gestellt werden“, verlangte Brandl. Er äußerte sich zugleich unzufrieden, dass noch immer kein Förderprogramm vorliege.

Ende 2009 hatten sich Kommunen und Staatsregierung nach langem Streit auf einen Kompromiss beim Aufbau des Digitalfunks geeinigt. Danach sollen sich die Kommunen mit jährlich drei Millionen Euro an den Betriebskosten beteiligen - wobei dieser Betrag bis 2024 festgeschrieben wurde. Im Gegenzug soll der Staat 80 Prozent der Kosten für die digitalen Funkgeräte für die Feuerwehren bezahlen.

Brandl zufolge will der Freistaat nun aber nur 80 Prozent der Kosten für ein normales Funkgerät bezahlen, wie es bei der Polizei eingesetzt wird. Dabei sei einst vereinbart worden, dass 80 Prozent der tatsächlichen Anschaffungskosten vom Freistaat übernommen werden - und die Funkgeräte für die Feuerwehr seien viel teurer.

Eck entgegnete, in der Finanzierungsvereinbarung für den Aufbau des Digitalfunknetzes sei klar geregelt, dass Bund und Freistaat die Kosten für das Netz bis 2021 übernehmen. Zudem werde der Freistaat die Erstbeschaffung der Endgeräte zu 80 Prozent fördern.

Die Landtags-SPD warnte die Staatsregierung, die Einführung des Digitalfunks durch eine Infragestellung der Kostenaufteilung zwischen Freistaat und Kommunen „weiter schuldhaft zu verzögern und insgesamt zu gefährden“. Und auch die Freien Wähler forderten den Freistaat auf, sich an gegebene Zusagen zu halten. „Die Kommunen müssen sich auf den Freistaat verlassen können“, betonte Innenausschuss-Chef Joachim Hanisch. Er betonte: „Es kann doch nicht sein, dass wegen der Unzuverlässigkeit der Staatsregierung die Kommunen jetzt aus finanzieller Verzweiflung aus diesem wichtigen Projekt aussteigen.“
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